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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. November 1970 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 

mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates betreffend die Unregel- 
mäßigkeiten, die Wiedereinziehung zu Unrecht gezahlter 
Beträge im Rahmen der Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik und die Einrichtung eines Informations- 
systems. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 16. Oktober 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg l 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
betreffend die Unregelmäßigkeiten, die Wiedereinziehung zu 
Unrecht gezahlter Beträge im Rahmen der Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik und die Einrichtung eines Infor- 
mationssystems 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN ^ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr, 729/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik ^), insbesondere auf Arti^ 
kel 8, Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nadistehender Gründe; 

Die Grundregeln über die Verhinderung und Ver- 
folgung der Unregelmäßigkeiten im Rahmen der 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik und die 
dereinziehung der zu Unrecht gezahlten Beträge 
Beträge sind festzulegen; diese Grundregeln gelten 
für die gesamten Ausgaben der Abteilungen Garan- 
tie und Ausrichtung des EAGFL, 

Bei der Verhinderung und Verfolgung der Un- 
regelmäßigkeiten ist eine enge Zusammenarbeit 
zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten, 
insbesondere den einzelstaatlichen Stellen, die mit 
der Auszahlung, mit der Verfolgung von Unregel- 
mäßigkeiten sowie mit der Wiedereinziehung zu 
Unrecht gezahlter Beträge betraut sind, unerläßlich; 
die Beziehungen dieser Stellen zu den Dienststellen 
der Kommission sind zu regeln. 

Es muß ein Informatiossystem gi^schaffen werden, 
das der Kommission die Möglichkeit gibt, die Wie- 
dereinbeziehung der zu Unrecht gezahlten Beträge 
zu überwachen und ihre Verrechnung mit den Zah- 
lungen des Fonds sicherzustellen. Darüber hinaus 
soll dieses Informationssystem dazu dienen, die 
einzelstaatlichen Verfolgungsbehörden über die in 
der Gemeinschaft aufgelretenen betrügerischen Prak- 
tiken zu unterrichten. 

Da sich die Ermittlungen und der verwaltungs- 
mäßige oder gerichtliche Abschluß bei aufgedeck- 
ten Unregelmäßigkeiten über längere Zeiträume er- 
strecken können, ist es zweckmäßig vorzusehen, daß 
die Mitgliedstaaten im Rahmen dieses Informations- 
systems Mitteilungen über den Stand der einzelnen 
Verfahren machen. Davon unabhängig ist eine be- 
sondere Benachrichtigung der Kommission vorzu- 
sehen, sofern sie den Wunsch geäußert hat, die In- 
teressen der Gemeinschaft in einem Verwaltungs- 
oder Gerichtsverfahren zu vertreten. 

Die Bedingungen, unter denen die Gemeinschaft 
die finanziellen Folgen der Unregelmäßigkeiten und 
Versäumnisse nicht übernimmt, sind festzulegen. 


Da die Beteiligung der Gemeinschaft an den Aus- 
gaben der gemeinsamen Agrarpolitik, insbesondere 
im Rahmen der Abteilung Garantie, verschiedene 
Phasen durchlaufen hat, und zwar von einer einge- 
schränkten Beteiligung zu Beginn des Verbuchungs- 
zeitraumes 1962/1963 bis zur vollen finanziellen Ver- 
antwortung ab 1. Januar 1971, können für die einzel- 
nen Etappen unterschiedliche Regelungen angewen- 
det werden. 

In den abgerechneten Verbuchungszeiträumen, 
das heißt von 1962/1963 bis 1965/1966, beteiligte sich 
die Abteilung Garantie des Fonds nur in beschränk- 
tem Maße an der Finanzierung, So wurden bei den 
Ausfuhren nur die Nettoausfuhrmengen nach dem 
niedrigsten durchschnittlichen Erstattungssatz der 
Gemeinschaft und bei den Interventionen die in Be- 
tracht kommenden Ausgaben im wesentlichen nach 
einer pauschalen Regelung berechnet. Schließlich 
wurden die in Betracht kommenden Ausgaben der 
Mitgliedstaaten nur nach der Sechstel- bzw. Zehntel- 
regelung finanziert, und es ist nicht auszuschließen, 
daß gegebenenfalls zu Unrecht gezahlte Beträge 
schon vom System der Beteiligung her weitgehend 
oder sogar insgesamt von dem betreffenden Mit- 
gliedstaat getragen wurden. Es ist daher angebracht 
zu bestimmen, daß für diese Verbuchungszeiträume 
keine Berichtigungen vorgenommen werden, die 
überdies das gesamte abgeschlossene Rechenwerk 
in Frage stellen würden. 

Obgleich die Probleme für den Verbuchungszeit- 
raum 1966/1967 mit denen der vorangegangenen 
Verbuchungszeiträume vergleichbar sind, ist es für 
diesen Verbuchungszeitraum noch möglich, den zu 
Unrecht geleisteten Zahlungen Rechnung zu tragen. 

Da ab 1. Juli 1967 die Vollfinanzierung für die 
Bruttoausfuhren und neue Regeln für die Finan- 
zierung der Interventionen eingeführt wurden, ist 
es notwendig vorzusehen, daß die Mitgliedstaaten 
Angaben über die Unregelmäßigkeiten machen, die 
nach diesem Datum vorgekommen sind. 

Mit dem Beginn des endgültigen Systems der 
Finanzierung und der vollständigen finanziellen Ver- 
antwortung der Gemeinschaft für die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik muß jedoch das nach 
dieser Verordnung einzuführende Informations- 
system voll in Anwendung sein - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 
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Artikel 1 

Die nach Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
zu treffenden Maßnahmen beziehen sich auf alle 
Ausgaben des Europäischen Ausrichtungs- und Ga- 
rantiefonds für die Landwirtschaft, nachstehend „der 
Fonds" genannt. 

1. Maßnahmen der Mitgliedstaaten 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens 3 Monate nach ihrem Antrag mit, welche Maß- 
nahmen sie getroffen haben, um sich zu verge- 
wissern, daß die durch den Fonds zu finanzierenden 
Ausgaben tatsächlich und ordnungsgemäß durchge- 
führt worden sind; dazu übermitteln sie der Kom- 
mission unbeschadet der Vorschriften, die nach Ar- 
tikel 22 Absatz 3 der Verordnung Nr. 17/64/EWG 
des Rates vom 5. Februar 1964 über die Bedingun- 
gen für die Beteiligung des Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft^), 
zuletzt geändert durch die Verordnungen (EWG) 
Nr. 728/70 und Nr. 729/70“), getroffen wurden, ins- 
besondere: 

- die zur Sicherung der Ordnungsmäßigkeit erlasse- 
nen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, nach 
denen die einzelstaatlichen Dienststellen und Ein- 
richtungen bei der Zahlung der Gemeinschafts- 
mittel tätig werden; 

- die Bestimmungen über die Verantwortlichkeit der 
ausführenden Beamten und der Dienststellenleiter, 
insbesondere im tlinblick auf die persönliche 
Haftung und die möglichen disziplinären Maß- 
nahmen; 

- die internen nationalen Kontrollbestimmungen, so- 
weit sie auf die für die Gemeinschaft getätigten 
Ausgaben in den zahlenden Stellen Anwendung 
finden; 

- Die Anschriften der Anstalten, die für Waren- 
untersuchungen und Analysen und gegebenenfalls 
für die Einordnung der Waren zuständig sind, 
ihre institutionelle Stellung und die bestehenden 
Beziehungen dieser Anstalten im Hinblick auf die 
Dienststellen oder Einrichtungen, die Ausgaben 
für Rechnung der Gemeinschaft leisten, sowie die 
Beziehungen dieser Anstalten zu den in Artikel 3 
genannten Stellen. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission spä- 
testens 3 Monate nach ihrem Antrag mit, welche 
Dienststellen und Einrichtungen mit der Verfolgung 
von Unregelmäßigkeiten in bezug auf die für Rech- 
nung der Gemeinschaft getätigten Ausgaben betraut 
sind; dazu übermitteln sie der Kommission insbe- 
sondere; 

- die Anschriften dieser Stellen und ihre Zuständig- 
keiten; 

- die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, nach 
denen diese Stellen tätig werden, insbesondere im 


Hinblick auf ihre Befugnisse gegenüber den Be- 
günstigten sowie gegenüber den Dienststellen und 
Einrichtungen, die die Gemeinschaftsausgaben vor- 
nehmen, sowie die Art der Zusammenarbeit mit 
den zahlenden Stellen; 

- die bestehenden Beziehungen der Verfolgungs- 
behörden zu den in Artikel 2 Absatz i letzter 
Gedankenstrich genannten Anstalten sowie die 
Art ihrer Zusammenarbeit. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission mit, 
welche obersten einzelstaatlichen Behörden für die 
in Absatz 1 genannten Verfolgungsbehörden zu- 
ständig sind. 

Artikel 4 

1. Sofern die in den Artikeln 2 oder 3 genannten 
Dienststellen und Einrichtungen für die Wiederein- 
ziehung der infolge von Unregelmäßigkeiten oder 
Versäumnissen abgeflossenen Beträge nicht zu- 
ständig sind, teilen die Mitgliedstaaten spätestens 
3 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung mit, 
welche Dienststellen und Einrichtungen die Wieder- 
einziehung vornehmen. 

2. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
spätestens 3 Monate nach ihrem Antrag folgende 
Angaben: 

- die Anschriften dieser Stellen und ihre Zuständig- 
keiten; 

- die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, nach 
denen diese Stellen tätig werden; 

- die Regelungen über die Zusammenarbeit dieser 
Dienststellen und Einrichtungen mit den in den 
Artikeln 2 und 3 genannten Stellen. 

3. Die Mitgliedstaaten übermitteln für die in Ab- 
satz 1 bzw. in den Artikeln 2 und 3 genannten 
Dienststellen und Einrichtungen: 

- die Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die 
Beitreibung und Pfändung und alle anderen be- 
stehenden Regelungen für eine zwangsweise 
Wiedereinziehung; 

- die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die den 
eventuellen Verzicht bei nicht realisierbaren Rück- 
forderungen regeln. 

4. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission mit, 
welche obersten einzelstaatlichen Behörden für die in 
Absatz 1 genannten Dienststellen und Einrichtungen 
verantwortlich sind. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission alle 
beabsichtigten Änderungen zu den Angaben nach 

B Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 
I -) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 94 
j vom 28. April 1970, S. 9 und 13 
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den Artikeln 2, 3 und 4, die ihr bereits übermittelt 
wurden, so rechtzeitig mit, daß die Kommission die 
geplanten Änderungen vor dem Inkrafttreten prüfen 
kann. 

2. Die Kommission kann nach Anhörung des Fond- 
ausschusses nach Artikel 14 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 ihre Meinung zum Ausdruck bringen, um 
die reibungslose Durchführung dieser Verordnung 
sicherzustellen. 

i 

11. Das Informationssystem über den Stand der Ver- 
waltungs- und Gerichtsverfahren 

Artikel b 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission un- 
verzüglich jeden Fall einer vermuteten oder bereits 
festgestellten Unregelmäßigkeit bei den in Artikel 1 
genannten Ausgaben mit, 

Sie geben dabei insbesondere an: 

- die Art der Ausgabe; 

- das Erzeugnis und den Sektor der betroffenen 
gemeinsamen Marktorganisation oder die betrof- 
fene Maßnahme; 

- den Zeitpunkt oder Zeitraum, in dem die Unregel- 
mäßigkeit stattfand; 

- soweit möglich 

• eine Beschreibung der , bei der Unregelmäßig- 
keit angewandten Praktiken; 

• die finanzielle Größenordnung in Zusammen- 
hang mit der vermuteten oder aufgedeckten Un- 
regelmäßigkeit; 

• die Namen der Firmen oder Einzelpersonen, die 
in den initgeteilten Fall maßgebend verwickelt 
sind; 

• eine kurze Angabe darüber, auf welche Weise 
die Unregelmäßigkeit entdeckt wurde; 

- die Bezeichnung der nationalen Dienststelle oder 
Einrichtung, die mit der weiteren Verfolgung be- 
faßt ist, sowie die Dienststelle oder Einrichtung, 
die für weitere Auskünfte an die Kommission bis 
zum endgültigen Abschluß des Falles zuständig 
ist, sofern sie mit der zuerst genannten Stelle nicht 
identisch ist. 

2. Die Kommission bestätigt der von dem Mitglied- 

staat bezeichneten Dienststelle oder Einrichtung den 
Eingang der Mitteilung. Wenn die Ait der mitge- 
teilten Unregelmäßigkeit vermuten läßt, daß die 
gleichen oder ähnliche Praktiken auch in anderen 
Mitgliedstaaten angewendet werden könnten, so 
unterrichtet die Kommission außerdem unverzüglich 
die in Artikel 3 Absatz 2 genannten obersten einzel- 
staatlichen Behörden oder eine andere von den Mit- 
gliedstaaten für diesen Zweck zu benennende Be- i 
hörde. ' 

Artikel 7 i 

I 

1. Sobald ein Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren 
für die Fälle von Unregelmäßigkeiten bei den in | 


Artikel 1 genannten Ausgaben ins Auge gefaßt wird, 
notifizieren die Mitgliedstaaten die Unregelmäßig- 
keit der Kommission. Diese Notifizierung hat fol- 
gendes zum Inhalt: 

- die Art der Unregelmäßigkeit. Der Inhalt der Mit- 
teilung nach Artikel 6 wird dabei übernommen 
und vervollständigt; 

- die finanziellen Folgen für den EAGFL, und zwar: 

• die betreffenden Mengen oder die investierten 
Mittel 

• die Schätzung der finanziellen Auswirkungen 

• den bereits wiedereingezogenen Betrag 

• den Betrag und die Art der angenommenen 
Sicherheiten; 

- den Stand des Verwaltungs- oder Gerichtsverfah- 
rens, und zwar: 

• die voraussichtliche Dauer bis zum Abschluß 
des Ermittlungsverfahrens 

® eine Angabe darüber, ob ein Vergleich im Ver- 
lauf des Verwaltungs- oder Gerichtsverfahrens 
beabsichtigt ist. 

2. Die Mitgliedstaaten übermitteln weiterhin regel- 
mäßig, und zwar mindestens alle 6 Monate, eine Mit- 
teilung über den Stand des Verfahrens, insbesondere 
über die inzwischen wiedereingezogenen Beträge. 

3. Für den Fall, daß die Notifizierung nach Absatz 
1 nicht innerhalb einer Frist von längstens 3 Monat- 
ten nach der in Artikel 6 vorgesehenen Mitteilung 
erfolgt, unterrichten die Mitgliedstaaten die Kom- 
mission über den Stand des Ermittlungsverfahrens. 

4. Für den Fall, daß der nach Artikel 6 mitgeteilte 
Verdacht nicht zu einem Verwaltungs- oder Gerichts- 
verfahrens geführt hat, unterrichtet der Mitglied- 
staat die Kommission unter Angabe des Beweg- 
grundes. 

Artikel 8 

1. Ist das Verfahr>en nach Artikel 7 Absatz 1 abge- 
schlossen, so teilen die Mitgliedstaaten den Ausgang 
des Verfahrens mit. Dabei übermitteln sie der Kom- 
mission insbesondere die Abschlußakte des Ver- 
waltungsverfahrens oder den Wortlaut der gericht- 
lichen Entscheidung. Sie geben an, welcher Betrag 
bereits zurückgezahlt wurde und welche Dienststelle 
oder Einrichtung diesen Betrag vereinnahmt hat. 

2. Ist der Betrag nach Abschluß des Verfahrens 
noch nicht oder nur teilweise zurückgezahlt, so be- 
nennt der Mitgliedstaat die Dienststelle oder Ein- 
richtung, die den weiteren Zahlungseingang über- 
wacht, sowie die Dienststelle oder Einrichtung, die 
die Rückzahlungen vereinnahmt. 

Artikel 9 

1. Flat die Kommission dem betreffenden Mitglied- 
staat mitgeteilt, daß sie sich an den Verwaltungs- 
oder Gerichtsverfahren beteiligen oder sich vertreten 
lassen will, so teilen die Mitgliedstaaten unabhängig 
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von den Notifizierungen nach Artikel 7 Absatz 1 
und 2 alle erforderlichen Angaben, insbesondere die 
Termine für die in Absatz 1 genannten Verfahren 
mit. 

2. Vor Abschuß eines jeden Verfahrens, das zu 
einer Verringerung des einzuziehenden Betrages 
führen würde, holen die Mitgliedstaaten das Ein- 
verständnis der Kommission ein. Zu diesem Zweck 
unterrichten die Mitqliedstaaten unter Beifügung 
eines Lösungsvorschlages die Kommission eingehend 
darüber, weshalb die geschuldeten Beträge nicht 
wieder eingezogen werden können. Wenn die Kom- 
mission nicht innerhalb einer Frist von 3 Mona- 
ten nach dem Eingang dieses Vorschlags Stellung 
nimmt, ist sie mit dem Vorschlag einverstanden. 

Artikel 10 

Die Kommission unterrichtet den Fondsausschuß all- 
gemein über die finanziellen Größenordnungen in 
bezug auf die aufgedeckten Unregelmäßigkeiten. In i 
einem besonderen Kapitel des Jahresberichts über | 
die Verwaltung des Fonds nach Artikel 10 (EWG) ; 
der Verordnung Nr. 729/70 teilt sie die Anzahl der j 
gemeldeten und der abgeschlossenen Fälle sowie 
die Höhe der wiedereingezogenen oder verlorenen 
Summen mit. 

Artikel 11 ^ 

1 

Die Kommission veranstaltet ^regelmäßig Informa- j 
tionstagungen auf Gemeinschaftsebene für Dele- | 
gierte der in Artikel 3 Absatz 1 genannten Stellen 
und Einrichtungen mit dem Ziel, die mit Hilfe des 
Informationssystems gewonnenen Erkennntnisse, 
insbesondere hinsichtlich der bei den Unregelmäßig- j 
keiten angewandten Praktiken, auszuwerten und zu i 
vertiefen, um so zur ständigen Verbesserung der ; 
Maßnahmen bei der Verhinderung und Verfolgung | 
der Unregelmäßigkeiten beizutragen. | 

A r t i k e 1 12 

j 

1. Die Mitgliedstaalen und die Kommission treffen 
alle erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen, um die 
vertrauliche Behandlung der gegenseitigen Infor- 
mationen, insbesondere in bezug auf die Namen der 
belasteten Firmen oder Einzelpersonen zu gewähr- 
leisten. 

2. Vor der Übermittlung der Angaben nach Artikel : 
6 Absatz 2 teilen die Mitgliedstaaten mit, welche ■ 
Maßnahmen sie für die Durchführung von Absatz 

1 getroffen haben. 

3. Die in den Artikeln 6, 7 und 9 vorgesehenen Mit- 

teilungen und Notifizierungen werden an die Direk- 
tion des EAGFL gerichtet. ' 

4. Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten 
über ihre nach Absatz 1 getroffenen Sicherheitsvor- 
kehrungen. 

Artikel 13 

Die Durchführungsvorschriften zu den Artikeln 6 bis 
9 werden erforderlichenfalls und insbesondere im 


Hinblick auf die Verbuchung und Verrechnung der 
wiedereingezogenen Beträge nach dem Verfahren 
des Artikels 13 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
erlassen. 

III. Die Übernahme der sich aus den Unregelmäßig- 
keiten und Versäumnissen ergebenden finanziellen 
Folgen 

Artikel 14 

1. Vor der endgültigen Übernahme der sich aus 
Unregelmäßigkeiten und Versäumnissen ergebenden 
finanziellen Folgen durch die Gemeinschaft prüft die 
Kommission, ob die Unregelmäßigkeiten oder Ver- 
säumnisse den Verwaltungen oder Einrichtungen der 
Mitgliedstaaten anzulasten sind. 

2. Gelangt die Kommission nach dieser Prüfung zu 
der Auffassung, daß sich aus Unregelmäßigkeiten 
oder Versäumnissen, die den Verwaltungen oder 
Einrichtungen eines Mitgliedstaates anzulasten sind, 
ein finanzieller Verlust für die Gemeinschaft ergibt, 
so bestimmt sie diesen Verlust und teilt ihn dem 
betreffenden Mitgliedstaat mit. Sie ersucht ihn, 
innerhalb eines Monats dazu Stellung zu nehmen. 

3. Nach Prüfung der ihr innerhalb der in Absatz 2 
genannten Frist von dem betreffenden Mitgliedstaat 
gegebenenfalls übermittelten Bemerkungen, setzt die 
Kommission durch einen Beschluß den Betrag fest, 
den der Mitgliedstaat den Gemeinschaften infolge 
der festgestellten unregelmäßigen Handlung oder 
Unterlassung schuldet, sofern die zu Unrecht ge- 
zahlten Beträge nicht inzwischen nachweislich wie- 
der eingezogen wurden. Der durch diesen Beschluß 
festzusetzende Betrag wird unter Berücksichtigung 
der Bemerkungen des betreffenden Mitgliedstaates 
errechnet. 

4. Der betroffene Mitgliedstaat ist verpflichtet, den 
Gemeinschaften den geschuldeten Betrag innerhalb 
eines Monats nach dem Tag der Notifizierung des 
Beschlusses zu überweisen. 

IV. Schlußbestimmungen 

Artikel 15 

In den Fällen, in denen die Unregelmäßigkeiten sich 
auf Beträge unter 1000 RE beziehen, sind die Be- 
stimmungen des Artikels 9 nicht anwendbar und die 
Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die 
nach den Artikeln 7 bis 8 vorgesehenen Angaben 
nur auf deren ausdrücklichen Antrag. 

Artikel 16 

1. Unregelmäßigkeiten, die sich auf die bereits ab- 
geschlossenen Verbuchungszeiträume 1962/1963, 
1963/1964, 1964/1965 und 1965/1966 der Abteilung 
Garantie beziehen, sind nicht Gegenstand von Maß- 
nahmen der gemeinschaftlichen Wiedereinziehung, 
und die Abrechnungen werden nicht geändert. 

2. Unregelmäßigkeiten, die sich auf den Ver- 
buchungszeitraum 1966/1967 der Abteilung Garantie 
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beziehen, für den die Rückvergütungsanträge der 
Kommission bereits vorliegen, sind der Kommission 
in vereinfachter Form zu melden, wobei die Mit- 
gliedstaaten die nach der Verordnung Nr. 52/67/ 
EWG der Kommission über die Anträge auf Rück- 
vergütung für den EAGFL, Abteilung Garantie 
geforderten Angaben in bezug auf den Fall der fest- 
gestellten Unregelmäßigkeiten nachreichen. Nach 
dem Abschluß des Verbuchungszeitraums 1966/1967 
gilt Absatz 1. 

3. Für die Unregelmäßigkeiten, die sich auf die 
Zeit vom 1. Juli 1967 bis zum Inkrafttreten dieser 
Verordnung beziehen, werden die Einzelheiten für 
die Mitteilungen im Rahmen der nach den Artikeln 


9 und 10 der Verordnung Nr. 17/64 zu erlassenden 
Verordnung über die Anträge auf Rückvergütung 
geregelt. 

4. Unregelmäßigkeiten betreffend die Finanzierung 
I der Vorhaben im Sinne von Artikel 13 der Verord- 
1 nung Nr. 17/64/EWG, für die die Zuschüsse bis zum 
1. Januar 1970 vollständig gezahlt wurden, sind 
nicht Gegenstand von Maßnahmen der gemeinschaft- 
lichen Wiedereinziehung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 54 
vom 21. März 1967, S. 813/67 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 



